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Die Einhaltung der Arbeitsschutzbestimmungen und 
der Arbeitsbedingungen ist Voraussetzung für die Teilnahme an einem öffentlichen  

Beschaffungsverfahren. Welche Arbeitsschutzbestimmungen und Arbeitsbedingungen sind nach dem revidierten 

Recht bei einer Leistungserbringung im Inland für inländische Anbieterinnen massgeblich? Diejenigen am Ort der 

Leistung oder diejenigen am Sitz der Anbieterin? Dieser Newsletter verschafft einen Überblick.   



Vergabe News Nr. 26  August 2020

Revision des Beschaffungsrechts

Das totalrevidierte Bundesgesetz über 
das öffentliche Beschaffungswesen  
(revBöB) wird am 1. Januar 2021 in Kraft 
treten. Auch die revidierte Interkantonale 
Vereinbarung über das öffentliche  
Beschaffungswesen (revIVöB) wurde  
verabschiedet. Erste Kantone werden ihr 
voraussichtlich ab Jahresende beitreten. 
Mit der Revision wurden die Beschaf-
fungsordnungen des Bundes und der 
Kantone bzw. Gemeinden mehrheitlich 
angeglichen. In Art. 12 Absatz 1 revBöB/
revIVöB besteht allerdings eine Differenz 
betreffend die Einhaltung der Arbeits-
schutz- und Arbeitsbedingungen bei  
einer Leistungserbringung im Inland. 

Arbeitsschutz- und Arbeitsbedingungen

Gemäss ständiger Praxis müssen Anbie-
terinnen im öffentlichen Beschaffungs-
wesen minimale Arbeitsschutz- und  
Arbeitsbedingungen (Arbeitszeiten,  
Mindestlöhne, Lohnzulagen und Sozial-
leistungen) einhalten, sowohl während 
des Vergabeverfahrens als auch während 
der Vertragsdauer. Bereits heute ist 
Usanz, bei innerschweizerischen Verga-
ben die Einhaltung der inländischen  
Arbeitsschutz- und Arbeitsbedingungen 
und bei internationalen Vergaben min-
destens die Einhaltung der Kernüberein-
kommen der Internationalen Arbeitsorga-
nisation (ILO) zu verlangen. Die Einhal-
tung der Arbeitsschutz- und 
Arbeitsbedingungen stellen allgemeine 
Teilnahmebedingungen bzw. vergabe-

rechtliche Grundvoraussetzungen dar 
(siehe Art. 12 Abs 1 und 2 revBöB/ 
revIVöB).  

Leistungsortsprinzip nach Art. 12  
Abs. 1 revBöB

Im Zuge der Revision des Beschaffungs-
rechts war umstritten, welche Arbeits-
schutz- und Arbeitsbedingungen bei Be-
schaffungen des Bundes mit einer Leis-
tungserbringung im Inland massgebend 
sein sollten: die Bedingungen am Ort der 
Leistung (Leistungsortsprinzip) oder die 
am Sitz- oder Niederlassungsort der An-
bieterin (Herkunftsortsprinzip). Der Bun-
desrat hatte differenziert vorgeschlagen, 
dass für Beschaffungen mit Leistungser-
bringung im Inland das Leistungsorts-
prinzip für ausländische Anbieterinnen 
und das Herkunftsortsprinzip für inlän-
dische Anbieterinnen (in Übereinstim-
mung mit dem Binnenmarktgesetz)  
gelten solle. Mit dem Vorschlag des Bun-
desrates hätte nicht zuletzt der adminis-
trative Aufwand für schweizweit tätige 
Unternehmen verringert werden sollen, 
indem sie nicht je nach Auftragsort un-
terschiedliche Regelungen hätten verifi-
zieren und einhalten müssen. Entgegen 
dem Vorschlag des Bundesrates ent-
schied sich das Parlament, dass das 
Leistungsortsprinzip bei einer Leistungs-
erbringung im Inland für alle Anbieterin-
nen gelten solle, auch für inländische  
Anbieterinnen (Art. 12 Abs. 1 revBöB). 
Demnach sind je nach Leistungsort  
unterschiedliche Arbeitsschutz- und  
Arbeitsbedingungen einzuhalten. 

Einhaltung der Arbeitsschutz-
bestimmungen und Arbeits-
bedingungen: Leistungsortsprinzip 
oder Herkunftsortsprinzip? 
Wir möchten Sie mit diesem Newsletter darüber informieren, was nach dem  

revidierten Beschaffungsrecht für inländische Anbieterinnen bei einer Leistungs- 

erbringung im Inland gilt. 
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Freier Marktzugang nach dem Binnen-
marktgesetz

Das Binnenmarktgesetz (BGBM) strebt 
die Schaffung eines Binnenmarktes 
Schweiz an, auf welchem sich die Wirt-
schaftsteilnehmer möglichst frei von 
kantonalen und kommunalen Marktzu-
gangsschranken entfalten können. Es  
gewährleistet, dass natürliche und  
juristische Personen mit Niederlassung 
oder Sitz in der Schweiz für die Ausübung 
ihrer Erwerbstätigkeit auf dem gesamten 
Gebiet der Schweiz freien und gleichbe-
rechtigten Zugang zum Markt haben  
(Art. 1 Abs. 1 BGBM). In Konkretisierung 
von Art. 1 Abs. 1 BGBM statuiert Art. 2 
BGBM das Herkunftsortsprinzip. 

Gemäss Art. 2 Abs. 1 BGBM hat jede  
Person das Recht, Waren, Dienstleistun-
gen und Arbeitsleistungen auf dem  
gesamten Gebiet der Schweiz anzubieten, 
soweit die Ausübung der betreffenden 
Erwerbstätigkeit im Kanton oder der Ge-
meinde ihrer Niederlassung oder ihres 
Sitzes zulässig ist. Massgebend sind  
dabei die Vorschriften des Kantons oder 
der Gemeinde der Niederlassung des An-
bieters (Art. 2 Abs. 3 BGBM). Das Her-
kunftsortsprinzip basiert auf der gesetz-
lichen Vermutung, wonach die verschie-
denen kantonalen und kommunalen 
Marktzugangsregelungen gleichwertig 
sind (Art. 2 Abs. 5 BGBM).

Das Binnenmarktgesetz bildet den Rah-
men für die Beschaffung der Kantone und 
Gemeinden. Folglich ist das Herkunfts-
ortsprinzip bei Beschaffungen der Kanto-
ne und Gemeinden hinsichtlich der Ein-
haltung der Arbeitsschutz- und Arbeits-
bedingungen zu berücksichtigen (Art. 5 
Abs. 1 BGBM). Doch das Herkunftsort-
sprinzip gemäss BGBM gilt nicht absolut. 
Es kann im Einzelfall zugunsten des Leis-
tungsortsprinzips eingeschränkt werden, 
sofern überwiegende öffentliche Interes-
sen dies zwingend erfordern und diese 
Interessen nicht bereits durch die Be-
stimmungen des Herkunftsortes ge-
schützt werden können (Art. 3 Abs. 1 und 
2 BGBM). Die Rechtsprechung ist restrik-

Die Regelungen auf Bundes- und Kan-
tonsebene sind inkonsistent, nicht jedoch 
systemwidrig. Inländische Anbieterinnen 
können ihren Anspruch auf freien Markt-
zugang bei Beschaffungen des Bundes 
nicht geltend machen, da die Vergabe-
stellen des Bundes nicht vom BGBM  
erfasst sind. So konnte der Bund für die 
inländischen Anbieterinnen das Leis-
tungsortsprinzip in Art. 12 Abs. 1 revBöB 
vorsehen. Demgegenüber konnte das 
Leistungsortsprinzip für die Beschaffun-
gen von Kantonen und Gemeinden im  
revIVöB nicht eingeführt werden, da dies 
einer unzulässigen Marktbeschränkung 
gemäss BGBM gleichkäme. Folglich sieht 
Art. 12 Abs. 1 revIVöB in Übereinstim-
mung mit dem BGBM für inländische An-
bieterinnen das Herkunftsortsprinzip vor. 

Nachweise und drohende Sanktionen

Die Einhaltung der Arbeitsschutz- und 
Arbeitsbedingungen kann von der Auf-
traggeberin oder einem Dritten kontrol-
liert werden. Auf Verlangen haben die 
Anbieterinnen nachzuweisen, dass sie 
und ihre Subunternehmer die massgebli-
chen Arbeitsschutz- und Arbeitsbedin-
gungen einhalten (Art. 12 Abs. 5 revBöB/
revIVöB). In der Praxis erfolgt dieser 
Nachweis häufig durch eine schriftliche 
Selbstdeklaration oder Bestätigung der 
Anbieterinnen. Die Anbieterinnen sichern 
damit verbindlich zu, dass sie die ent-
sprechenden Vorschriften einhalten. 

Die Sicherstellung und Kontrolle der Ein-
haltung der Arbeitsschutz- und Arbeits-
bedingungen können während des Be-
schaffungsverfahrens sowie nach Ver-
tragsabschluss erfolgen. Bei Angeboten 
mit ungewöhnlich niedrigen (Gesamt-)

tiv: Es ist unzulässig, ausserkantonale 
Anbieterinnen zu verpflichten, einem Ge-
samtarbeitsvertrag (GAV) am Leistungs-
ort beizutreten. Sie dürfen nur dann ver-
pflichtet werden, die GAV-Bestimmungen 
einzuhalten, wenn dies auch anders als 
durch einen GAV-Beitritt nachgewiesen 
werden kann. 

Herkunftsortsprinzip nach Art. 12  
Abs. 1 revIVöB

Anders als der Bund sind die Kantone 
und Gemeinden an die Vorgaben des 
BGBM gebunden. Das Herkunftsortsprin-
zip gemäss BGBM musste demnach bei 
der Revision der IVöB berücksichtigt wer-
den. Folglich gilt nach Art. 12 Abs. 1  
revIVöB eine differenzierte Regelung für 
ausländische und inländische Anbieterin-
nen. Demnach haben ausländische  
Anbieterinnen immer die am Leistungs-
ort geltenden Arbeitsschutz- und  
Arbeitsbedingungen einzuhalten (Leis-
tungsortsprinzip). Demgegenüber haben 
Anbieterinnen mit Sitz oder Niederlas-
sung in der Schweiz wie bisher die  
Arbeitsschutz- und Arbeitsbedingungen 
einzuhalten, die an ihrem Sitz oder Nie-
derlassungsort Geltung haben (Her-
kunftsortsprinzip). Das Herkunftsorts-
prinzip kann allerdings im Einzelfall  
zugunsten des Leistungsortsprinzips ein-
geschränkt werden. Die Kantone können 
gestützt auf Art. 63 Abs. 3 revIVöB Aus-
führungsbestimmungen zu Art. 12  
revIVöB erlassen. 

Überblick Differenz Art. 12 Abs. 1  
revBöB/revIVöB

Hinsichtlich der einzuhaltenden Arbeits-
schutz- und Arbeitsbedingungen ergibt 
sich für die im Inland zu erbringenden 
Leistungen folgendes Bild: 
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Beschaffung von Bund Kantonen und 
Gemeinden

Rechtsgrundlage Art. 12 Abs. 1 revBöB Art. 12 Abs. 1 revIVöB; 

Art. 5 Abs. 1 BGBM

Inländische 
Anbieterinnen

Leistungsortsprinzip Herkunftsortsprinzip

Ausländische 
Anbieterinnen

Leistungsortsprinzip Leistungsortsprinzip



Preisen müssen die Auftraggeberinnen 
zweckdienliche Erkundigungen einholen, 
ob die Teilnahmekriterien wie z.B. Ar-
beitsschutz- und Arbeitsbedingungen er-
füllt sind (Art. 38 Abs. 3 revBöB/revIVöB). 

Verstösst eine Anbieterin gegen die  
Arbeitsschutz- und Arbeitsbedingungen, 
so wird sie vom Vergabeverfahren aus-
geschlossen oder aus einem Verzeichnis 
gestrichen oder der ihr erteilte Zuschlag 
widerrufen. Bei besonders schweren Ver-
stössen kann sie auch von zukünftigen 
Vergabeverfahren der Vergabestelle aus-
geschlossen oder gebüsst werden  
(Art. 44 und 45 revBöb/revIVöB). Die Ein-
haltung der Arbeitsschutz- und Arbeits-
bedingungen wird regelmässig in den 
Vergabevertrag aufgenommen und ein 
Verstoss gegebenenfalls mit einer Kon-
ventionalstrafe bedroht. 

Hinweis an inländische Anbieterinnen

Mit der Revision des Beschaffungsrechts 
wurden die Beschaffungsordnungen des 
Bundes und der Kantone bzw. Gemeinden 
mehrheitlich angeglichen. Differenzen 
bleiben hinsichtlich der einzuhaltenden 
Arbeitsschutz- und Arbeitsbedingungen. 
Diese richten sich bei einer Leistungser-
bringung im Inland für inländische Anbie-
terinnen bei Beschaffungen des Bundes 
nach dem Leistungsortsprinzip (Art. 12 
Abs. 1 revBöB) und bei Beschaffungen 
der Kantone oder Gemeinden nach dem 
Herkunftsortsprinzip (Art. 12 Abs. 1  
revIVöB). 

In der Praxis bestätigen die Anbieterin-
nen häufig mittels Selbstdeklaration, 
dass sie die massgebenden Arbeits-
schutzbestimmungen und Arbeitsbedin-
gungen einhalten. Wenn sie dies bestäti-
gen, müssen sie auch wissen, welche  
Bestimmungen für den konkreten Auf-
trag massgebend sind. Bei Beschaffun-
gen des Bundes müssen inländische An-
bieterinnen vor der Angebotseingabe 
prüfen, welche Arbeitsschutz- und  
Arbeitsbedingungen am Leistungsort 

gelten und ob sie diese einhalten. Dies ist 
insbesondere hinsichtlich ortsfremder Be-
dingungen manchmal mit Unsicherheiten 
verbunden. Hier empfiehlt sich je nachdem 
eine Klärung der Rechtslage, damit die An-
bieterin keine Falschangabe in der Selbst-
deklaration abgibt. Denn eine Falschanga-
be in der Selbstdeklaration kann zu den 
oben erwähnten Sanktionen führen. 

Vergabe News berichtet über neuere Entwicklungen und 

wichtige Themen im Bereich des schweizerischen 

Beschaffungsrechts. Die darin enthaltenen Informationen 

und Kommentare stellen keine rechtliche Beratung dar und 

die erfolgten Ausführungen sollten nicht ohne spezifische 

rechtliche Beratung zum Anlass für Handlungen genommen 

werden.

Unter www.beschaffungswesen.ch finden Sie eine Einfüh-

rung und weiterführende Informationen zum öffentlichen 

Beschaffungsrecht der Schweiz, insbesondere hilfreiche 

Links zu den verschiedenen Rechtsquellen sowie Publikati-

onsbeiträge. 
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